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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 25. März 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der FDP hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Nach OVG-Entscheidung: Castortransporte von Jülich 

nach Ahaus genehmigt – Die Landesregierung muss nun endlich 

Verantwortung übernehmen und Transparenz herstellen“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 25. März 2026 

„Nach OVG-Entscheidung: Castortransporte von Jülich nach Ahaus 

genehmigt – Die Landesregierung muss nun endlich Verantwortung 

übernehmen und Transparenz herstellen“ (Berichtsbitte der Fraktion der 

FDP vom 10. März 2026) 

 

Die durch den Transporteur Orano NCS im Auftrag der Jülicher 

Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanalgen (JEN) beantragte 

Transportgenehmigung für die CASTOR®-Transporte von Jülich nach 

Ahaus liegt bekanntermaßen seit dem 25. August 2025 vor. Über die 

Erteilung von Beförderungsgenehmigungen nach § 4 des Atomgesetzes 

hatte allein das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung 

(BASE) in seiner Funktion als Genehmigungsbehörde unter Fachaufsicht 

des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit (BMUKN) entschieden. Es handelt sich um eine 

gebundene Entscheidung. Das heißt, dass die Genehmigung zu erteilen 

ist, wenn sämtliche Genehmigungsvoraussetzungen vorliegen.  

Das Land hatte dabei keinen Einfluss darauf, ob das BASE diese 

Transportgenehmigung erteilt. Hierzu hatte das Ministerium für 

Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-

Westfalen (MWIKE) bereits im Vorfeld in der Vorlage 18/4157 ausführlich 

berichtet. 

Die seitens des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. (BUND NRW e.V.) beim 

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingereichte Beschwerde 

vom 14.01.2026 gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichtes Berlin 

zur Rechtmäßigkeit geplanter Castortransporte wurde am 02.03.2026 

zurückgewiesen. Dieser Beschluss ist unanfechtbar. Im Ergebnis ist 

damit das Eilrechtsschutzverfahren abgeschlossen. Die Anordnung des 

Sofortvollzugs der Beförderungsgenehmigung bleibt bestehen. Die 

zentrale Bedeutung der Überführung der Kernbrennstoffe in einen 

genehmigten Zustand hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg in seinem Beschluss bestätigt.  

Gemäß § 24 Absatz 1 des Atomgesetzes hat das MWIKE als 

Landesatomaufsichtsbehörde die atomrechtliche Aufsicht über die 

Beförderung und Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen im Auftrag des 
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Bundes. Für die praktische Durchführung der Transporte ist der 

Beförderer auf der Grundlage der Genehmigung zuständig. Die Polizei 

NRW trifft die notwendigen polizeilichen Maßnahmen zum Schutz der 

Transporte in eigener Zuständigkeit. Vor Transportbeginn sind zur 

Abstimmung zwischen der Polizei NRW und dem Beförderer in diesem 

Zusammenhang drei sogenannte „Koordinierungsgespräche“ 

durchgeführt worden. Die Atomaufsicht NRW war bei diesen Gesprächen 

anwesend. In diesen Gesprächen stimmt sich die Polizei im Rahmen der 

durch das BASE erteilten Transportgenehmigung mit dem 

Genehmigungsinhaber über die Art und Weise der Durchführung der 

Transporte ab.  

Zum Schutz vor Einwirkungen auf den Transport können der 

Öffentlichkeit aus Gründen des staatlichen Geheimschutzes keine 

konkreten Auskünfte aus diesen Koordinierungsgesprächen bzw. zu den 

durch den Genehmigungsinhaber und der Polizei im Rahmen des 

integrierten Sicherungs- und Schutzkonzepts getroffenen Maßnahmen 

erteilt werden. In diesem Zusammenhang wird jedoch auf die stetig 

aktualisierten FAQs des MWIKE 

(https://www.wirtschaft.nrw/themen/energie/atomaufsicht/zwischenlager

ung/fragen-und-antworten-zu-moeglichen-castor-transporten) verwiesen, 

die einen informativen Überblick über die bevorstehenden Transporte 

(beispielsweise im Hinblick auf die Sicherheit der Behälter) geben. 

Temporäre verkehrliche Behinderungen durch die Transporte entlang der 

Strecke können nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Gleichwohl ist 

von keiner weitergehenden Betroffenheit der NRW-Wirtschaft 

auszugehen.  
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